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Herrn 
LOStA Walch 
- StA Deggendorf im 

Landgericht Deggendorf 
Postfach 1509 
94455 Deggendorf 
 
Fax 0991 3898 200 
 
        Dortmund, 28.12.2004 
 
 
z.K. 
Bayerische Justizministerin 
und Beteiligte und interessierte Öffentlichkeit. 
 
 
Btr.: Ihr, bzw. das des Anklagevertreters, öffentliche Verhalten in der am 17.1.2005 
beginnenden Hauptverhandlung vor dem Landgericht Deggendorf (1 Ks 1 Js 8600/02) 
gegen Stefan Herzog wegen Ihrer absurden Spekulation, er habe seine vier Monate 
alte Tochter getötet. 
 
 
 
Sehr geehrter Herr LOStA Walch, 
 
als Sie im Oktober 2002, nachdem Sie im Schulterschluss mit Frau Richterin Schwack, 
Amtsgericht Viechtach und Herrn Prof. Penning, Rechtsmedizinisches Institut München, Ihre 
Medienkampagnen gegen Herrn Stefan Herzog durchführten, hatten wir davon noch nichts 
erfahren. Vorsätzlich öffentlich verletzten Sie mit ihren rechtswidrigen popularistisch-
aufhetzenden primitiven, einen versuchten Mordanschlag auf Herrn Herzog im Gefängnis 
provozierenden Medienaktionen den Rechtsgrundsatz, dem auch Sie als LOStA bindend 
unterworfen sind, der abverlangt, jemanden solange als unschuldig anzusehen, wie seine 
Schuld nicht rechtskräftig bewiesen ist. 
 
Nicht diese unstrittige Beweislage ist bedeutend. Bedeutender ist, dass dieses durch Sie in 
Rufschädigungsabsicht u.a. vollzogene öffentliche Fehlverhalten nicht nur geduldet wurde 
von den Richtern am Landgericht Deggendorf, insbesondere durch deren Präsidenten Herrn 
Richter Dietzel, nicht nur durch Generalstaatsanwalt Sauter, München, geduldet wurde, nicht 
nur vom damaligen bayerischen Justizminister Dr. Weiß geduldet wurde. 
 
Nicht durch Ihr vorsätzliches öffentliches Fehlverhalten, sondern durch die vorsätzliche 
Duldung bis hin durch den bayerischen Justizminister wurde eine zweifelsfreie Beweislage 
über die Justizrealität in Bayern, unabhängig von Recht und Gesetz, geschaffen. Diese 
durch die Justiz geschaffene Beweislage ist bedeutend und unstrittig belegt. 
 
Ihnen ist bekannt, dass wir, als Bürger der Europäischen Union, als Staatsbürger der 
Bundesrepublik Deutschland, auch in Bayern, eine Justiz, unabhängig von Recht und Gesetz 
nicht dulden. (Bezüglich eines anderen Landes leiten wir hier gerade ein 
Beschwerdeverfahren bei der Europäischen Kommission ein. Eine andere durch uns gegen 
ein anderes Land eingeleitete Angelegenheit ist gegenwärtig beim Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte anhängig.) 
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Wir handeln – im fundamentalen Unterschied zu anderen Dritten im Hintergrund – 
offen und transparent. 
Deshalb erlaube ich mir Sie darauf hinzuweisen, dass wir bei der Eröffnung der 
Hauptverhandlung gegen Stefan Herzog, am 17.1.2005 am Landgericht Deggendorf genau 
auf die Wortwahl der Anklageerhebung achten werden, gleich ob Sie oder ein anderer StA 
der StA Deggendorf vor dem LG die Anklage erhebt. Wir werden auch andere Personen aus 
der Öffentlichkeit am 17.1.2005 auffordern genau auf die Wortwahl der Anklage zu 
achten, genau darauf zu achten, ob die Anklage hier (wieder besseren Wissens) 
Tatsachen behauptet oder lediglich mit Spekulationen und Vermutungen, die sprachlich 
genau als solche gekennzeichnet sein müssen, die Anklage gegen Stefan Herzog erhebt 
und begründet und schon damit vor Öffentlichkeit die Anklage als unbegründet 
beweist. 
 
Ihnen ist bekannt, dass eine solche Anklage, wie jede durch die Staatsanwaltschaft 
erhobene Anklage, immer geeignet ist, den Angeklagten „verächtlich zu machen und in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen“ (vgl. § 186 StGB, üble Nachrede). Sie wissen, dass 
solche öffentlichen Äußerungen, auch im Rahmen einer Anklageerhebung durch Sie 
persönlich oder durch einen anderen StA, nur dann keine Straftat begründen, wenn 
die Aussage erweislich wahr ist, wobei die Beweispflicht demjenigen obliegt, der die 
Behauptungen aufstellt. 
 
 
Sollten Sie oder ein anderer StA der StA Deggendorf bei der Anklageerhebung am 
17.1.2004 vor Öffentlichkeit als Tatsache behaupten, Stefan Herzog habe seine Tochter 
Laura-Patricia erstickt und habe den Erstickungstod eines sich zwangsweise 
wehrenden Kindes zumindest billigend in Kauf genommen, können Sie nicht in der Lage 
sein, die erweisliche Wahrheit dieser Ihrer Tatsachenbehauptung zu beweisen. Mit einer 
solchen Tatsachenbehauptung vor Öffentlichkeit würden Sie sich vor Öffentlichkeit 
der Straftat der gegen Stefan Herzog gerichteten üblen Nachrede schuldig machen. 
 
 
 
 
 
Ihnen, Herr LOStA Walch, ist bekannt, dass Sie, aufgrund des Vorgehens, Ihres gegen uns 
gerichteten Strafantrages wegen Verletzung von §§ 185ff StGB (Beleidigungen), an die StA 
Landshut (30 Js 29052/03, StA Pöhlmann), entweder im Rahmen der richterlichen 
Ermittlungen zum Zwecke der Entscheidung über die Eröffnung eines gegen uns gerichteten 
Hauptverfahrens, uneidlich oder im Falle einer gegen uns eröffneten Hauptverhandlung unter 
Eid (da die Glaubwürdigkeit eines sich als geschädigt Behauptenden, unabhängig von 
seinem Status, erheblich eingeschränkt ist) vor einem Amtsgericht und ggf. vor einem 
Landgericht in einer etwaigen Brufungsverhandlung klare Aussagen zu unseren vier 
getätigten, durch uns als wahr nachweisbaren Tatsachenbehauptungen in unserem Flugblatt 
vom 2.10.2003 tätigen müssen, bei denen als Antwort nur „Ja“ oder „Nein“ möglich ist: 
 
„Die unstrittigen Tatsachen: 
 
1. Bei den Obduktionsunterlagen befindet sich kein Foto, das die behaupteten 

Punktblutungen zum Zeitpunkt der Obduktion beweist. Ein seriöser Gutachter, der 
eine derartige Obduktionbehauptung aufstellt, hätte das mittels Foto dokumentiert. 

2. Im Gutachten vom 14.10.02 stellt Prof. Penning ausdrücklich fest, dass 
Punktblutungen infolge von Erstickung im Minutenbereich nach dem Ersticken in 
Erscheinung treten. 

3. In der Ermittlungsakte des LOStA Walch befindet sich ein Foto das etwa zwei 
Stunden nach dem behaupteten Erstickungszeitpunkt aufgenommen worden ist. 
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Das Foto beweist, dass zu diesem Zeitpunkt keine Punktblutungen in Erscheinung 
getreten waren. 

4. Drei Ärzte, die den verstorbenen Säugling im Zeitbereich von ½ bis 3 Stunden nach 
dem von LOStA Walch behaupteten Erstickungszeitpunkt gesehen haben, sagen 
vor der Polizei übereinstimmend aus, dass sie keine Punktblutungen festgestellt 
haben. 

 
Soweit Prof. Penning 18 Monate nachdem er den Obduktionsbericht für die StA Deggendorf 
erstellt hatte, Fotos ohne Datum- und Uhrzeitkennzeichnung nachreichte, das ein etwa vier 
Monate altes Kind mit Flecken im Gesicht zeigt und ohne den Ansatz eines Beweises, dass 
es sich hier tatsächlich um Fotos des 18 Monate zuvor obduzierten Kindes handelt, ist 
dieses vollkommen ungeeignet, unsere Aussage unter Nr. 1, die ein halbes Jahr vor dem 
Nachreichen irgendwelcher Fotos durch Prof. Penning erfolgte, als wahrheitswidrig zu 
behaupteten. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Flugblattes, am 2.10.2003, hatte Prof. 
Penning, ein Jahr nach der Erstellung des Obduktionsberichtes, noch keine Fotos vorgelegt 
von denen er behauptete, hier sei der für den Straftatvorwurf entscheidende Kernbeweis 
der aussergewöhnlich häufigen und intensiven Punktblutungen im Kopfbereich dokumentiert. 
 
Soweit mittlerweile das Gerücht verbreitet wird, dass später einer der drei Ärzte vorgebracht 
haben sollte, doch ganz schwache Punktblutungen gesehen zu haben, die zufolge seiner 
Auffassung Folge der intensiven Reanimationsbemühungen sind, ist auch das vollkommen 
ungeeignet die Wahrheitswidrigkeit der vierten Aussage zu behaupten, da Prof. Penning 
nicht die Punktblutungen an sich, die zufolge der Aussage des Prof. Penning in der 
gutachtlichen Stellungnahme vom 17.3.2003 im Zusammenhang mit einem plötzlichen 
Säuglingstod nicht ungewöhnlich sind, sondern nur die aussergewöhnliche Häufigkeit und 
Intensität der Punktblutungen als ausschliesslichen „Beweis“ (Indiz) für seine 
Erstickungsspekulation zugrunde legt. 
 
 
 
 
 
Ihre Anklageerhebung gründet ausschliesslich in der Beweislage, nicht von 
behaupteten Punktblutungen im Kopfbereich, die zufolge Prof. Penning (17.3.2003) kein 
Indikator für Ersticken sind, sondern in behaupteten aussergewöhnlich intensiven und 
häufigen Punktblutungen im Kopfbereich, die zufolge des Obduzenten (14.10.2003) als 
Folge von Erstickung im Minutenbereich nach dem Erstickungsvorgang in Erscheinung 
treten, von denen drei Ärzte vor der Polizei aussagen, dass diese auch im Stundenbereich 
nach dem spekulierten Erstickungszeitraum nicht in Erscheinung getreten sind und zu 
dessen Beweisbekräftigung, das diese zum Obduktionszeitpunkt in Erscheinung getreten 
waren, Prof. Penning 18 Monate nach der Obduktion Fotos vorlegt, die angeblich bei der 
Obduktion aufgenommen worden sind (und vorsätzlich der Staatsanwaltschaft und den 
Richtern 18 Monate lang durch Prof. Penning als einziges bedeutendes Beweismittel im 
Hinblick auf die Wahrheit der Behauptungen der aussergewöhnlich häufigen und intensiven 
Punktblutungen im Kopfbereich, vorenthalten worden sind und dessen Existenz Prof. 
Penning erst 18 Monate nach Vorlage des Obduktionsberichtes vom 7.10.2002 behauptete), 
nicht, wie es bei solchen Beweisdokumenten auf dem heutigen Stand der Fototechnik in der 
Rechtsmedizin unverzichtbar ist, mit Datum und Uhrzeit gekennzeichnet sind, und den Kopf 
eines etwa vier Monate alten Kindes mit Flecken im Gesicht zeigen, das eine Ähnlichkeit mit 
dem 18 Monte zuvor obduzierten Kind hat, ohne dass ein Beweis vorgelegt wurde, dass es 
sich tatsächlich um das 18 Monate vor der Vorlage dieser bedeutenden Beweisfotos vor der 
Justiz, um die Fotos handelt, die 18 Monate zuvor von dem obduzierten Kind aufgenommen 

wurden und 18 Monate lang als bedeutendes 
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Beweismittel vorsätzlich durch Prof. 
Penning der Justiz vorenthalten wurde.  
 
 
18 Monate lang unterschlug Prof. Penning 
dieses Beweismittel gegenüber der Justiz, 

was eher begründet vermuten lässt, dass Prof. Penning dieses Beweismittel nicht 18 Monate 
lang unterschlug, sondern dass er vorsätzlich in Schädigungsabsicht (aus welchem 
Grunde?) um die Justiz (Richter, Staatsanwaltschaft) irre zu führen, Fotos von einem ganz 
anderen Kind vorlegt und als Fotos des Kindes, das er 18 Monate zuvor obduziert hat, wider 
besseren Wissens behauptet. Jeder Strafrechtler, nicht nur Sie, Herr LOStA Walch, 
weiss ganz genau, dass eine solche, zufolge des Prof. Penning um 18 Monate 

verzögerte Vorlage eines bedeutenden Obduktionsbeweises mehr als 
nur Zweifel an der gesamten 
Glaubwürdigkeit eines solchen 
Gutachters begründet und die gesamte „gutachtliche“ 

Tätigkeit Aussagen und Spekulationen dieses „Gutachters“ in einem Strafverfahren, in 
dem ein Gutachter sich so verhält, wie Prof. Penning sich hier – in dem Verfahren ab 

dem 17.1.2005 vor Öffentlichkeit nachweislich – verhält, weder von 
der anklagenden Staatsanwaltschaft 
noch von den erkennenden und 
urteilenden Richtern, auch nur im 
Ansatz eine Beachtung finden darf. 
 
 
 
 
Aufgrund § 156 StPO können Sie die Klage nicht mehr zurück nehmen. Die Ihnen bekannte 
Beweislage, insbesondere die durch die mit 18monatiger Verzögerung erfolgte Vorlage des 
Hauptbeweisdokumentes, des Prof. Penning, auf dessen Aussagen sich ihre ganze Anklage 
stützt, die Ihnen bekannte Beweislage der mangelnden Glaubwürdigkeit des Prof. 
Penning und des Prof. Eisenmenger, Rechtsmedizinisches Institut München, die diese 
durch die mit 18monatiger Verzögerung vorgelegten massgeblichen Beweisdokumente 
(Obduktionsfotos über die behaupteten aussergewöhnlich häufigen und intensiven 
Punktblutungen im Kopfbereich) selbst beweisen, die unausweichlich in der 
Hauptverhandlung vor Öffentlichkeit klar und deutlich wird, das Recht ihnen keine andere 

Möglichkeit eröffnet, als nach Eröffnung der 
Hauptverhandlung nach der Vernehmung des 
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Angeklagten über seine persönlichen Verhältnisse, 
Freispruch wegen erwiesener Unschuld 
zu beantragen. 
 
 
 
 
Infolge Ihres gegen uns gerichteten Strafantrages reichte StA Pöhlmann, StA Landshut, beim 
Amtsgericht Viechtach, mit Datum vom 1.9.2004 (30 Js 29052/03) gegen Dr. Lanka und mich 
Anklage wegen „gemeinschaftlicher übler Nachrede“ ein. In der Klageschrift werden Sie, 
Herr LOStA Walch als Zeuge genannt. 
 
Im Kern wirft die Anklageschrift uns vor, über Sie behauptet zu haben, sie hätten öffentlich 
wissentlich wahrheitswidrige Tatsachen Behauptungen in den Medien verbreitet und 
hierdurch die Ausführung der Ihnen obliegenden staatlichen Gewalt missbraucht. 
 
Sie wissen ganz genau, Sie wussten bei Ihrer in dienstlicher Funktion gegen uns 
gerichteten Strafantragstellung, dass Sie, unter schwerer Missachtung des 
Rechtsgrundsatzes, demzufolge jemand so lange als unschuldig gilt, wie seine Schuld nicht 
zweifelsfrei nachgewiesen worden ist, in den Medien als Tatsache behautet haben, dass das 
Obduktionsergebnis des Rechtsmedizinischen Institutes in München, als zweifelsfreie 
Todesursache Erstickung durch äußere Einwirkung, bewiesen hat. Trotz ihrer sich aus § 
160 StPO ergebenden Verpflichtung zur entlastenden Ermittlung ist anhand der 
Zeitungsartikel beweisbar, dass Sie von sich aus nicht bereit waren, Gutachten von anderen 
Rechtsmedizinischen Instituten als vom Rechtsmedizinischen Institut in München 
einzuholen. 
 
 
 
Derselbe StA Pöhlmann der mit Datum vom 1.9.2004 die Anklageschrift gegen uns wegen 
übler Nachrede (nicht erweislich wahre Tatsachenbehauptungen) gegen Ihre Person, 
einreichte, hatte drei Wochen zuvor, in der Verfügung vom 9.8.2004 (6 Js 17063/03)m auf S. 
1, das tatsächliche, Ihnen von Anfang an bekannte Obduktionsergebnis genannt, das 
Grundlage der von Ihnen in den Medien verbreiteten Tatsachenbehauptungen war, es 
sei zweifelsfrei aufgrund des Obduktionsergebnisses bewiesen, dass Stefan Herzog 
seine Tochter vorsätzlich erstickt hat: 
 
 

„ Der Sachverständige Prof.. Dr. Penning – 
Institut f. Rechtsmedizin an der Universität 
München – war mit der Obduktion der 
Leiche der Laura beauftragt. In einer ersten 
gutachtlichen Stellungnahme stellte er 
fest, daß es keine anatomisch eindeutige 
Todesursache gebe.“ 
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StA Pöhlmann führt in dieser Verfügung, auf der Grundlage des Obduktionsergebnisses, 
dem zufolge es keine eindeutige Todesursache gebe, weiter aus, dass sich der Tod durch 
Ersticken erklären liesse. Als StA ist Ihnen bekannt, dass eine Erklärung kein Beweis ist und 
eine solche Spekulation oder Erklärung aufgrund § 160 StPO zumindest das Erfordernis 
entlastender Ermittlungen begründet und zwar durch von diesem Aufsteller der 
Spekulation unabhängige Gutachter, wie es später, nicht auf Ihr Betreiben hin, 
sondern auf Betreiben der Familie des Stefan Herzog hin, auch aufgrund des 
Beschlusses des LG Deggendorf durch Prof. Brinkmann erfolgte, der die Haltlosigkeit 
der Spekulationen des Rechtsmedizinischen Institutes München auf 
rechtsmedizinwissenschaftlicher Grundlage nachwies. Ebensowenig wie mit absoluter 
Sicherheit auszuschliessen ist, dass zum Prozessbeginn am 17.1.2005 ein Flugzeug auf das 
Gebäude des LG Deggendorf abstürzt, konnte Prof. Brinkmann selbstverständlich Erstickung 
als Todesursache mit absoluter Sicherheit ausschliessen. Er wies aber nach, dass es 
keinen rechtsmedizinwissenschaftlichen Grund für den Ansatz der Vermutung geben 
könnte, dass Erstickung die Todesursache sein. Die Absurdität, mit der Sie als LOStA 
nach dem Eintreffen dieses Gutachten beim LG Deggendorf, versuchten, vor Öffentlichkeit 
den Irrtum zu erregen, als LOStA, als erfahrener Kriminalist, wären Sie absolut unfähig, 
diese gutachtliche Aussage des Prof. Brinkmann in ihrem 
rechtsmedizinwissenschaftlichen Aussagewert zu verstehen, ist erschreckend, Ein 
solch niedriges geistiges Niveau, wie Sie hier der Öffentlichkeit vorgaukelten, kann es in 
keiner Position der Justiz eines Landes der BRD, kann es bei keinem StA und bei 
keinem Richter geben, auch nicht in Bayern. Solch ein niedriges geistiges Niveau, wie 
Sie über sich selbst versuchen in der Öffentlichkeit vorzugaukeln, kann es selbst bei 
den Putzfrauen bei der bayerischen Justiz nicht geben. 
 
 
Aufgrund Ihres gegen uns gewendeten Strafantrages, der durch die StA Landshut nicht als 
unbegründet zurück gewiesen wurde, sondern der zur Anklageschrift durch StA Pöhlmann, 
Mit LOStA Kobor, Landshut, im Hintergrund, vom 1.9.2004 führte, haben Sie, aufgrund 
Ihrer freiwilligen Entscheidung, allerdings mit Herrn Generalstaatsanwalt Sauter, 
München, im Hintergrund, sich in die Situation gebracht, dass Sie unabhängig von der 
Anklageerhebung am 17.1.2005 vor dem Landgericht Deggendorf, gegen Stefan Herzog, 
sich in die Situation des Risikos einer Falschaussage und eines Meineides, im 
Hinblick auf die Ihnen obliegende Aussage über die Wahrheit der vier Punkte auf dem 
Flugblatt, gebracht haben, der Sie sich nur durch Rücknahme des gegen uns 
gerichteten Strafantrages entziehen könnten, was aber unsererseits umgehend eine 
gegen Sie gerichtete, Anzeige wegen falscher Verdächtigung (§ 164 StGB) nach sich 
ziehen würde, da leicht nachweisbar, Sie den Strafantrag wider besseren Wissens 
gestellt haben. Mit Datum vom 9.8.2004 erleichterte StA Pöhlmann diese Beweisführung 
erheblich. Gleichzeitig ist aufgrund dieses nachgewiesenen Kenntnisstandes des StA 
Pöhlmann bei Erstellung der Anklageschrift am 1.9.2004 leicht nachweisbar, dass Herr StA 
Pöhlmann, StA Landshut, vorsätzlich wider besseren Wissens eine Anklageschrift 
gegen uns beim Amtsgericht Viechtach eingereicht hat. Entschuldigend kann StA 
Pöhlmann sich hier nicht darauf zurück ziehen, dass dieses in einem falsch verstandenen 
staatlichen Interesse oder in einer falsch verstandenen Loyalität zu einem LOStA oder auf 
Weisung des LOStA Kobor, Landshut, oder auf Weisung anderer Dritter im Hintergrund, 
erfolgte. Früher oder später wird Herr StA Pöhlmann auch für dieses Fehlverhalten, für 
diesen Amtsmissbrauch im Freistaat Bayern, zur Verantwortung gezogen werden müssen. 
 
 
Erkennbar nicht zu Ihrem Vorteil wäre, wenn das Amtsgericht Viechtach, die Eröffnung eines 
Hauptverfahrens ablehnen würde, weil für die Richter am AG Viechtach, schon vor der 
Entscheidung über die Eröffnung eines Hauptverfahrens erkennbar die zur Last gelegte 
Aussage erweislich wahr ist und es demnach nicht zu einer Verurteilung wegen übler 
Nachrede kommen könnte. 
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Wenn das AG Viechtach in dieser Sache ein Hauptverfahren eröffnen würde, ohne dass Sie 
entsprechend des Antrages zuvor zur Wahrheit der vier Punkte auf dem Flugblatt 
vernommen worden wären, müsste unsererseits ein Antrag nach § 24 StPO gegen den 
Richter wegen Befangenheit gestellt werden.  
 
Ihre Vernehmung in der Hauptverhandlung unter Eid könnte dann durch das Gericht nicht 
mehr verweigert werden. Würden Sie unter Eid die Wahrheitswidrigkeit auch nur eines der 
vier Punkte behaupten, wäre Ihnen noch im Gerichtssaal leicht das Verbrechen des 
Meineides nachweisbar. 
 
Nach unserem Freispruch würde selbstverständlich gegen Sie Strafanzeige wegen falscher 
Verdächtigung gestellt werden. 
 
 
Auf diesem, erkennbar vor Ihnen liegenden Hintergrund ist es, auf dem Hintergrund Ihrer 
wahrheitswidrigen Tatsachenbehauptungen in den Medien über das Obduktionsergebnis und 
über die erwiesene Schuld des Herrn Stefan Herzog, von großer Bedeutung, ob Sie, oder 
ein anderer Vertreter der StA Deggendorf am 17.1.2005 bei der Anklageerhebung 
Tatsachenbehauptungen über das Obduktionsergebnis und die erwiesene Schuld des 
Herrn Stefan Herzog vor Öffentlichkeit aufstellen oder ob in der Anklage nur 
vorgebracht wird, dass nicht mit abschliessender Sicherheit ausgeschlossen werden 
könnte, dass Herr Stefan Herzog seine Tochter vorsätzlich getötet haben könnte, wie 
nicht auszuschliessen ist, dass am 17.1.2004 ein Flugzeug auf das Gebäude des 
Landgericht Deggendorf abstürzt. 
 
Bedeutend ist selbstverständlich auch Ihre genaue behauptende Wortwahl am 
17.1.2004 über das Obduktionsergebnis, ob Sie oder der Vertreter der StA 
beispielsweise, nachweislich wieder besseren Wissens behaupten, Prof. Penning habe 
mit Datum vom 7.10.2002, 14.10.2002, 17.3.2003 und 26.3.2004 im Hinblick auf die 
Todesursache einen eindeutigen Obduktionsbefund nachgewiesen. 
 
Mir ist nicht bekannt, warum die gesamte beteiligte Justiz, bis hin zum bayerischen 
Justizministerium,  in diesem Verfahren aufgrund des vorsätzlichen Verhaltens der 
Staatsanwaltschaft, der Richter und des Justizministeriums in dieser Angelegenheit, in der 
Öffentlichkeit die Vermutung fördert, dass die aus der bayerischen Justiz hieran Beteiligten 
aufgrund der Art und Weise ihrer Beteiligung an dieser Sache, ein nicht zu versteuerndes 
Zweiteinkommen von rechtsstaatliche nicht legitimierten Dritten erhalten, damit sie sich so 
verhalten, wie Sie sich bisher verhalten haben. Insbesondere die bayerische Justizministerin 
hat ihren Grund, warum sie diesem Endruck über sich selbst und über die bayerische 
Justiz in der Öffentlichkeit entstehen lässt. 
 
 
Jedenfalls wird, auf dem gesamten Hintergrund der Geschehnisse, insbesondere der 
von Ihnen in die Wege geleiteten zukünftigen, gegen uns gerichteten Geschehnisse 
bei der StA Landshut und beim Amtsgericht Viechtach, am 17.1.2005 bei der durch Sie 
oder einem anderen Vertreter der Staatsanwaltschaft im Amtsgericht Deggendorf 
vorgebrachten Anklageerhebung, genau auf Ihre Formulierungen geachtet werden 
müssen, genau darauf geachtet werden müssen, ob Sie hier Tatsachenbehauptungen 
aufstellen, von denen sich im weiteren Verfahren beweisen wird, dass Sie wissen, 
dass diese nicht „erweislich wahr“ sind und geeignet sind, Herrn Herzog verächtlich 
zu machen und in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen (wie Sie dieses in der 
Vergangenheit öffentlich, vorsätzlich rechtswidrig taten) und ob Sie am 17.1.2005 
Tatsachenbehauptungen aufstellen, von denen schon jetzt erkennbar ist, dass sich in 
dem von Ihnen mittels Ihrem Strafantrag angestrebten Verfahren vor dem Amtsgericht 
Viechtach beweisen wird, dass Sie hier als Ankläger vor Gericht vorsätzlich 
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wahrheitswidrige Tatsachenbehauptungen zu Lasten des Herrn Stefan Herzog 
aufstellten. 
 
 
Tatsache ist, dass Sie auf dem Hintergrund der Ihnen bekannten Beweislage den Strafantrag 
gegen uns gestellt haben, um ein behördliches Verfahren (Strafermittlung) gegen uns 
einzuleiten zu dem Zwecke, dass gegen uns ein Strafverfahren mit dem Ergebnis unserer 
Verurteilung wegen gegen Sie gerichteter übler Nachrede eingeleitet wird (vgl.: § 164 StGB). 
 
Die Tatsache, dass Sie, bei Ihrer nachweisbaren Kenntnis der Sachlage und bei ihrer 
nachweisbaren Kenntnis der Realsituation der Justiz in Bayern, diesen gegen uns 
gerichteten Strafantrag gestellt haben, wird man auch als dahingehenden Beweis 
bewerten müssen, dass Sie, aufgrund ihrer besonderen Kenntnis der bayerischen 
Strafjustiz nicht davon ausgehen, dass generell in Bayern die Handlungen der 
Staatsanwaltschaften, gemäss GG 20.3 in der Bindung am Gesetze erfolgt und die 
Handlungen der Richter gemäss GG 97.1 in Unterwerfung unter dem Gesetze und in 
einer darüber hinausgehenden, von vollkommenen Unabhängigkeit erfolgen. 
 

Die Tatsache, dass Sie als LOStA diesen 
Strafantrag gegen uns gestellt haben, ist 
ein bedeutender Beweis für die Realität der 
bayerischen Justiz, dessen Bedeutung 
nicht stark genug betont werden kann, und 
auf dessen Bedeutung wird am Rande der 
Hauptverhandlung, die am 17.1.2005 
beginnt, die Öffentlichkeit (u.a. Medien) 
selbstverständlich hinweisen werden. 
 
 
 
 
Am Rande der Hauptverhandlung, die am 17.1.2005 beginnt, werden wir die Öffentlichkeit 
(Medien) auch darauf hinweisen, dass in Ihrer Verantwortung als LOStA, Sie die um 18 
Monate verzögerte Vorlage der bedeutenden Beweisfotos durch Prof. Penning und Prof. 
Eisenmenger dulden.  
 
 

Entweder haben Prof. Penning und Prof. 
Eisenmenger in Tätereinheit, 18 Monate 
lang vorsätzlich verhindert, dass die zur 
Ermittlung verpflichtete Staatsanwaltschaft 
und auch die für die achtmonatige 
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Aufrechterhaltung der U-Haft zuständigen 
Richter, überprüfen konnten, bzw. 
gutachtlich überprüfen lassen konnten, ob 
es sich bei den Flecken im Gesicht 
tatsächlich um Punktblutungen handelt 
und ob die Intensität und Häufigkeit dieser 
Punktblutungen, sich wesentlich von der 
Intensität und Häufigkeit unterscheidet, die 
zufolge des Gutachtens des Prof. Penning 
vom 10.4.2002, bei Punktblutungen im 
Zusammenhang mit einem plötzlichen 
Kindstod der ursächlich nicht in äusserer 
Gewaltanwendung gründet, aufgrund des 
rechtsmedizinwissenschaftlichen 
Kenntnisstandes, auftreten können 
 
oder ob 
 
die Tätergemeinschaft Prof. Penning und 
Prof. Eisenmenger mit dieser Vorlage der 
entscheidenden Beweisfotos der 
Obduktion mit 18monatiger Verzögerung, 
die Staatsanwaltschaft und das Gericht 
vorsätzlich irre führen wollten und Sie Herr 
LOStA Walch so tun, als würden man Sie 
derartig irre führen können, als reiche Ihre 
staatsanwaltschaftliche Intelligenz nicht 
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aus, einen solchen plumpen 
Irreführungsversuch sofort zu bemerken. 
 
Sie, Herr LOStA Walch werden nicht in der 
Lage sein, glaubwürdig darzulegen, dass 
Sie eine derartige Verhinderung 
pflichtgemässer Ermittlungen 
(unverzügliche Überprüfung der 
Beweisfotos) oder aber eine solche 
Irreführung mittels Vorlage falscher Fotos, 
nicht bemerken würden. So dumm und 
unfähig kann kein Staatsanwalt sein, auch 
nicht in Bayern.  
 
 
Die gegen Stefan Herzog durch Sie als LOStA erhobene Anklage, gründet ausschliesslich, 
in gutachtlichen Spekulationen des Prof. Penning und des Prof. Eisenmenger, die durch die 

18monatige Verzögerung bei der Vorlage der (behaupteten) bei der 

Obduktion erstellten, bedeutenden Beweisfotos über die behaupteten, bei der 
Obduktion festgestellten aussergewöhnlich intensiven und häufigen Punktblutungen 
im Kopfbereich, die der ausschliesssliche Indikator für deren Erstickungsspekulation 

ist, zweifelsfrei ihre mangelnde Glaubwürdigkeit 
bewiesen haben.  
Selbst eine Erstickungsvermutung (für einen Erstickungsverdacht gibt es nicht den Ansatz 
von Hinweisen) gründet ausschliesslich in Aussagen von als Gutachter 

vereidigten Personen, die durch ihr Verhalten der mit 18 Monaten Verzögerung 

vorgelegten behaupteten bedeutendsten Beweisdokumente, gegenüber der 
Staatsanwaltschaft und gegenüber dem Gericht günstigstenfalls ihre mangelnde 
Glaubwürdigkeit bewiesen haben. Ihnen als anklagender LOStA ist bekannt, dass es in 
diesem Fall selbst an einer glaubwürdigen Erstickungsvermutung mangelt, an eine 
Erstickungsvermutung mangelt, die durch glaubwürdige Gutachter vorgetragen 
worden wäre. 
 
Sie wissen ganz genau, dass Ihnen bzw. einem von Ihnen weisungsabhängigen Vertreter 
der StA Deggendorf in der Hauptverhandlung ab dem 17.1.2005, bei dieser Ihnen 
nachweisbar bekannten Sach- und Rechtslage, Recht und Gesetz keine andere Möglichkeit 

offen läßt, als dass Sie sicherstellen, dass die Staatsanwaltschaft Deggendorf, noch 
am 17.1.2005, unmittelbar nach der 
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Vernehmung des Angeklagten über seine 
persönlichen Verhältnisse, bei Gericht den 
Freispruch des Angeklagten aufgrund 
erwiesener Unschuld beantragen, da eine 
Schuldvermutung die durch Personen getätigt 
wurde, die sich vor Gericht, durch ihr Verhalten 
als nicht glaubwürdig bewiesen haben (Prof. 
Eisenmenger, Prof. Penning), durch die 
Staatsanwaltschaft und durch das Gericht 
keinerlei Beachtung geschenkt werden darf. 
 
 
 
Am 17.1.2005 wird ganz genau darauf geachtet werden, welche Tatsachenbehauptungen 
Sie, bzw. ein Ihnen untergebener Vertreter der StA Deggendorf, in Bezug auf Herrn Stefan 
Herzog vor dem Landgericht Deggendorf und vor Öffentlichkeit tätigen. 
 
Sie werden jetzt nicht mehr davon ausgehen können, dass Sie, wie in der Vergangenheit 
über das Informations-, Irreführungs- und Schmierenmonopol gegenüber den Medien 
verfügen. Sollten insbesondere in der Anklageerhebung Tatsachenbehauptungen aufgestellt 
werden, von denen wir erkennen können, dass diese nicht erweislich wahr sind oder von 
denen wir nachweisen können, dass Sie bzw. ein von Ihnen abhängiger Vertreter der StA 
Deggendorf, diese Tatsachenbehauptungen wider besseren Wissens tätigt, dann sollten 
Sie heute schon sicher sein, dass wir das u.a. den beim Prozess anwesenden 
Journalisten nachweisen werden. 
 
 

Sie Herr LOStA Walch wollten die Öffentlichkeit. Sie, Herr 
LOStA Walch haben, auf dieser absurden 
Beweisgrundlage, Anklage erhoben, zu dem Zwecke eine 
öffentliche Hauptverhandlung durchzuführen, in der Sie, 
bzw. ein Ihnen untergebener StA sich vor Öffentlichkeit 
prostituieren. Sie haben beim OLG München durchgesetze, 
dass diese öffentliche Prostitution durch Sie oder einen 
Ihrer Staatsanwälte erfolgen kann. 
 
Sie werden sich ab dem 17.1.2005 öffentlich darstellen. Wir 
als Öffentlichkeit werden das angemessen begleiten. 

Genau das wollten Sie. Genau das werden Sie, 
entsprechend Ihres Wunsches, erhalten!!!! 
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Eigentlich hätte sich zu Ihnen auch herumsprechen müssen, dass das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland sowie die speziellen massgeblichen bayerischen 
Gesetze zu Beginn des Dritten Jahrtausend, auch in Bayern keine 
Gerichtsverhandlungen auf dem geistigen Niveau der Inquisitionsjustiz, in der der 

Glaube der Ankläger ausschliesslich die Schuld bestimmte, mehr zulässt. Haben 
Sie sich im Datum geirrt? Wir schreiben nicht das Jahr 1704 oder 
1804 (Todesjahr von Emanuel Kant) sondern das Jahr 2004, das 

bald zu Ende geht. Bis Bayern, bis Deggendorf, bis zur 
Staatsanwaltschaft im Landgericht Deggendorf, scheint 
sich das noch nicht herumgesprochen zu haben. Entschuldigend 

für Ihr Verhalten können Sie sich nicht darauf zurück ziehen, sie hätten nicht gewußt, dass 
im Dritten Jahrtausend nicht mehr die Gesetze der mittelalterlichen Inquisitionsjustiz in 
Bayern maßgebliche wären oder sie würden, wie bei der Inquisitionsjustiz des Mittelalters im 
Auftrage dritter Hintermänner handeln, vor die Sie sich schützend stellen müssen, weil 
diese der Öffentlichkeit nicht bekannt werden sollen und dürfen. 
 
 
Selbstverständlich werden wir im Gerichtssaal im Landgericht Deggendorf die Würde des 
Gerichtes achten. Richter sind nach GG 97.1 keine Showmaster einer Talkshow. Die 
Missachtung der Würde des Gerichtes haben Sie mit Ihrer absurden Anklage, aufgrund der 
absurden Spekulationen des Prof. Penning und des Prof. Eisenmenger bewiesen. Die 
exhibitionistische Missachtung der Würde eines Gerichtes überlassen wir ab dem 
17.1.2005 ausschliesslich Ihnen bzw. einem Ihrer Staatsanwälte. Wir behalten uns 
lediglich vor, Ihren Exhibitionismus, den Sie in den Medien hinreichend mit Ihren 
schmierigen Medienkampagnen betrieben, und den Sie absehbar auch vor dem 

Landgericht treiben werden, hinreichend wirksam öffentlich 
darzustellen. 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
Karl Krafeld 
 
P.S.: Die Sache mit den Mordanschlägen gegen Frau Herzog und gegen das Ehepaar 
Herzog, die jeweils einsetzen, nachdem Frau Herzog Ihnen und der Polizei gegenüber 
vorgebracht hat, dass „Impfen“ eine mögliche Ursache des plötzlichen Todes ihrer Tochter 
sein könnte und Sie, weil Punktblutungen behauptet aber nicht durch Foto bewiesen 
wurden, sich vorsätzlich und nachhaltig weigerten, pflichtgemäss entlastende 

Ermittlungen (§ 160 StPO) aufzunehmen, wird nach Abschluss der am 
17.1.2004 beginnenden Hauptverhandlung vor dem 
Landgericht Deggendorf, die Sie gewollt haben, durch uns 
weiter thematisiert werden müssen und thematisiert 
werden. Immerhin richteten sich in diesem Zusammenhang ja auch Beschattungen 

gegen uns, durchgeführt durch Personen, die, nachdem ihre Beschattung wahrgenommen 
wurde, mit einem Auto verschwanden, das ein Kennzeichen trug, das nach Auskunft der 
Polizei schon seit Monaten abgemeldet worden war. Die letzte Mordanschlagserie wurde 
nach einem Mordanschlag (Lösen der Radmuttern) nicht fortgesetzt, nachdem ich diesen 
Vorgang sofort u.a. in das Vorzimmer des bayerischen Innenministers, des Justizministers 
und zu Ihnen gefaxt hatte, und darauf hingewiesen habe, dass diese Mordanschläge 
öffentlich thematisiert werden.  


